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Westsahara-Konflikt kocht neu hoch
Marokkos Armee zerstört Zeltlager im Grenzgebiet – Gewalt überschattet UN-Vermittlungsgespräche

■ Bayr fordert
Aktivierung des
UN-Sicherheitsrats.
■ Sahrauis wollen
Unabhängigkeit,
Marokko sperrt sich.

New York/Rabat. Der
Westsahara-Konflikt war
fast schon in Vergessenheit
geraten. Nun haben blutige
Unruhen in El-Aiún (Laay-
oune), der Hauptstadt der
von Marokko besetzten spa-
nischen Ex-Kolonie, den
seit Jahrzehnten währenden
Zwist wieder in Erinnerung
gerufen. Der gewaltsame
Überfall marokkanischer
Soldaten auf ein Zeltlager
der Sahrauis nahe der Stadt
überschattet auch die Ver-
handlungen über eine Lö-
sung des seit Jahrezehnten
schwelenden Konflikts, die
am Montag in der Nähe von

New York begonnen haben.
Zuerst waren es nur ein

paar Zelte gewesen, die Be-
wohner der Westsahara in
einem Wüstengelände vor
den Toren El-Aiúns aufge-
schlagen hatten. Innerhalb
von zwei Wochen wurde da-
raus eine ganze Stadt mit
über 7000 Zelten und
20.000 Menschen. Sie be-
herbergte die größte sponta-
ne Protestbewegung in der
spanischen Ex-Kolonie, seit
Marokko das Gebiet vor 35
Jahren besetzt und annek-
tiert hatte. Mit der Errich-
tung des Protestlagers
Gdaim Izik wollten die Be-
wohner ihren Forderungen
nach Arbeitsplätzen, Woh-
nungen und sozialen Hilfs-
einrichtungen Nachdruck
verleihen.

Das rasche Anwachsen
der Bewegung wurde der
marokkanischen Regierung
unheimlich. Rabat befürch-

tete offenbar, die Zeltstadt
könnte unter den Einfluss
der Polisario-Befreiungs-
front geraten, ihre Bewoh-
ner die Schaffung eines un-
abhängigen Staates verlan-
gen. Also vertrieben marok-
kanische Sicherheitskräfte
mit Hubschraubern, Gum-
migeschossen und Tränen-
gas die Menschen, rissen
die Zelte nieder und setzten
sie in Brand.

Mindestens sieben Tote
und viele Verletzte
Die Demonstranten leiste-
ten der Polizei heftige Ge-
genwehr. Nach ihrer Ver-
treibung lieferten sie sich
mit den Beamten Straßen-
schlachten. Nach einer offi-
ziellen marokkanischen Bi-
lanz wurden bei der Polizei-
aktion sieben Menschen ge-
tötet, darunter fünf Polizis-
ten. Die Polisario sprach
von wenigstens 13 Toten,
700 Verletzten und 150
Vermissten.

Die Nationalratsabgeord-
nete Petra Bayr (SPÖ) for-
derte Außenminister Spin-
delegger angesichts des
brutalen Vorgehens der ma-
rokkanischen Sicherheits-
kräfte auf, den UNO-Sicher-
heitsrats zu aktivieren. Dort
hat Österreich derzeit einen
Sitz inne. „Das massiv ge-
waltsame Vorgehen Marok-
kos ist ein beispielloser Af-
front, dem täglich Men-
schen zum Opfer fallen,
und muss endlich gestoppt
werden“, meinte Bayr, die
im Menschenrechtsaus-
schuss sitzt. „Weder sind
Gewalt und Menschen-
rechtsverletzungen, wie sie
in der Westsahara seit Jahr-
zehnten andauern, zu dul-
den, noch darf die UNO zu-
lassen, dass ihre fortdau-
ernden Vermittlungsbemü-
hungen derart konterka-
riert werden.“

Die Unruhen riefen einen
jahrzehntealten Konflikt in
Erinnerung, der in der
Weltöffentlichkeit fast

schon in Vergessenheit ge-
raten war. In dem phosphat-
reichen Wüstengebiet süd-
lich von Marokko betreiben
die Vereinten Nationen eine
ihrer ältesten Friedensmis-
sionen. Seit 1991 überwa-
chen sie die Einhaltung ei-
nes Waffenstillstands, den
Marokko mit der Polisario
geschlossen hatte.

Rabat zu wenig
Zugeständnissen bereit
Es herrscht weder Krieg
noch Frieden. Marokko, das
nach dem Abzug der spani-
schen Kolonialherren 1975
die Westsahara besetzt hat-
te, betrachtet die Region bis
heute als Teil seines Staats-
gebiets. „Wir geben keine
Handbreit unseres Territori-
ums her“, erklärte König
Mohammed VI. Die Polisa-
rio mit der Exilregierung
der von ihr ausgerufenen
Demokratischen Arabi-
schen Republik Sahara
(DARS) reklamieren hinge-
gen – mit Unterstützung Al-
geriens – die Unabhängig-
keit.

In Grentee bei New York
unternehmen beide Kon-
fliktparteien derzeit unter
der Schirmherrschaft der
Vereinten Nationen einen
neuen Anlauf, einen end-
gültigen völkerrechtlichen
Status der westafrikani-
schen Region Westsahara
auszuverhandeln. Geklärt
werden sollte dieser durch
ein Referendum, doch Ma-
rokko hat bisher alles daran
gesetzt, dieses zu verhin-
dern. Ausgearbeitet hatte
den Referendums-Plan
2002 der damalige US-Au-
ßenminister James Baker.
Er sah vor, die Bevölkerung
in der Westsahara in einem
Referendum zwischen vol-
ler Unabhängigkeit und ei-
nem weitreichenden Auto-
nomie-Status innerhalb Ma-
rokkos entscheiden zu las-
sen. Die DARS-Regierung
hatte dem bereits zuge-
stimmt, doch Marokko be-
harrt auf der Autonomielö-
sung und verzögert seit Jah-
ren die Durchführung der
Volksabstimmung. Offiziell
scheiterte es bislang an Dif-

ferenzen über Modalitäten.
Die Chancen, diesmal zu

einer Lösung zu kommen,
stehen äußerst schlecht. Sie
dürften sich mit der Polizei-
aktion gegen die Zeltstadt
noch verschlechtert haben.

Dabei hat das Fortbeste-
hen des Konflikts eine Rei-
he schlimmer Konsequen-
zen. Marokko wird in seiner
wirtschaftlichen Entwick-
lung zurückgeworfen, weil
es viele Mittel dafür auf-
bringen muss, das Wüsten-
gebiet unter Kontrolle zu
halten. Der Konflikt ent-
zweit zudem Marokko und
Algerien und verhindert so,
dass die Maghreb-Staaten
zu einem Wirtschaftsraum
zusammenwachsen.
Schließlich macht der Dau-
erzwist zwischen Rabat und
Algier eine effektive Zu-
sammenarbeit im Kampf
gegen Al-Kaida-Terroristen
in Nordafrika praktisch un-
möglich. ■

Ein umfangreiches Dossier zum
Konflikt in der Westsahara finden
Sie auf www.wienerzeitung.atQuelle: APA 
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Nach der Zerstörung eines Zeltlagers in der Westsahara kam es im spanischen Valen-
cia zu Protesten gegen den marokkanischen König Mohammed VI. (Plakat). Foto: epa

China: Das norwegische
Friedensnobelpreis-Komitee
befürchtet, dass China die
Übergabe der Auszeich-
nung für den inhaftierten
chinesischen Preisträger
Liu Xiaobo Anfang Dezem-
ber in Oslo mit allen Mit-
teln verhindern wird. We-
der Liu selbst noch seine
unter Hausarrest gestellte
Ehefrau Liu Xia oder andere
infrage kommende Perso-
nen dürften eine Ausreise-
genehmigung erhalten, sag-
te der Chef des Osloer No-
belinstitutes, Geir Lunde-
stad. Zudem kam es auch
zu Viren-Attacken auf das
Institut aus China und auf
Hackerangriffe, die in Zu-
sammenhang mit der Preis-
verleihung stehen dürften.

China hatte heftig gegen
die Vergabe des Preises an
den zu elf Jahren Haft ver-
urteilten Menschenrechtler
protestiert.

■ Kurz notiert

Terror: Eine der Ende Okto-
ber vom Jemen aus abge-
schickten Paketbomben
sollte offenbar mitten im
Flug über der Ostküste der
USA explodieren. Das ergab
eine Untersuchung der bri-
tischen Polizei. Demnach
wurde die Bombe nur weni-
ge Stunden vor ihrer ge-
planten Detonation ent-
schärft. Die Paketbombe
war auf dem Flughafen im
englischen East Midlands
entdeckt worden, die Sen-
dungen waren an jüdische
Einrichtungen in den USA
adressiert. Das in East Mid-
lands beschlagnahmte Pa-
ket war zuvor auf dem Flug-
hafen Köln/Bonn umgela-
den worden. Es enthielt
Druckerpatronen, in denen
der Sprengstoff PETN ver-
steckt war. Zu den versuch-
ten Anschlägen bekannte
sich die Terrororganisation
Al Kaida. ■

Rangun. Nach der Wahlfar-
ce bereitet Burmas Militär-
junta die Freilassung von
Oppositionsführerin Aung
San Suu Kyi vor. Für das of-
fizielle Ende des Hausar-
rests am Samstag würden
Sicherheitspläne ausgear-
beitet, sagte ein Regie-
rungsvertreter, der anonym
bleiben wollte, am Mittwoch
der Nachrichtenagentur
AFP. Ein anderer Behörden-
vertreter meinte, er gehe
davon aus, dass eine Frei-
lassung erst „in letzter Mi-
nute“ entschieden werde.

Ob es tatsächlich dazu
kommt, ist aber noch frag-
lich. Denn die Friedensno-
belpreisträgerin lehnt eine

Baldige Freilassung von San Suu Kyi?
■ Der Hausarrest
von Burmas
Oppositionsführerin
endet am Samstag.

Freilassung ab, sollte diese
an irgendwelche Auflagen
geknüpft sein.

Seine Mandantin werde
keine eingeschränkte Frei-
heit akzeptieren, erklärte
Anwalt Nyan Win, der auch
Sprecher von Suu Kyis mitt-
lerweile per Junta-Dekret
aufgelösten Partei „Nationa-
le Liga für Demokratie“
(NLD) ist, in Rangun. Dass
das Militärregime Bedin-
gungen für Suu Kyis Frei-
lassung stellen werde, da-
von ist er überzeugt. So sei
es in der Vergangenheit im-
mer gewesen; Suu Kyi sei
darauf aber nie eingegan-
gen, betonte er.

Die Symbolfigur der De-
mokratiebewegung hatte 15
der vergangenen 20 Jahre
in Haft oder unter Hausar-
rest verbracht. Zuletzt war
ihr Hausarrest im August
vergangenen Jahres 2010

um 15 Monate verlängert
worden.

Dass dieser erst nach der
von der Junta angeordneten
Parlamentswahl endet, die
ihr am Sonntag einen
selbstproklamierten Sieg
von 75 bis 80 Prozent der
Stimmen bescherte, war
Kalkül. Die im Land über-
aus populäre Demokratie-
aktivisten Suu Kyi hätte mit
öffentlichen Wahlboykott-
Aufrufen und öffentlicher
Kritik am Militärregime die
Wahlfarce gestört. Das Inte-
resse der Burmesen und
Burmesinnen an dem Ur-
nengang war ohnehin äu-
ßerst gering – zumal die
Junta die einzige ernst zu
nehmende Oppositionspar-
tei NLD vorab für aufgelöst
erklärt hatte und diese an
die Bevölkerung appelliert
hatte, den Wahlurnen fern-
zubleiben.

Die erste Wahl seit 20
Jahren hatte ohnehin nur
zum Ziel, der Militärregie-
rung internationale Legiti-
mation zu verschaffen. Um
eine Demokratisierung war
es ihr nie gegangen. Des-
halb stand das Ergebnis
auch schon im Vorfeld fest.
Und deshalb baute sie vor,
den Fehler von 1990, als die
Parlamentswahl einigerma-
ßen frei war, nicht zu wie-
derholen. Damals hatte Suu
Kyis NLD 80 Prozent der
Stimmen gewonnen, wo-
raufhin die Junta die NLD
daran hinderte, eine Regie-
rung zu bilden.

Noch ist aber ohnehin
fraglich, ob gegen Suu Kyi
nicht doch ein weiteres
Strafverfahren eröffnet
wird, um sie auch die
nächsten Jahre dem Blick
der Öffentlichkeit zu entzie-
hen. ■


